
Fünfundzwanzigste Allgemeinverfügung des Landkreises Meißen zum Vollzug
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und von
positiv auf das Coronavirus getesteten Personen

vom 22. April 2022

Der Landkreis Meißen eriässt auf der Grundiage des § 28 Abs. 1 Satz 1, § 29 Abs. 1 und
2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1
der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums
für Soziaies und Geseiischaftiichen Zusammenhait zur Regeiung der Zuständigkeiten nach
dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und andere
Maßnahmen der Prophyiaxe foigende

Allgemeinverfügung:

1. Begriffsbestimmung

Die Regeiungen dieser Aiigemeinverfügung geiten, soweit nicht anders angegeben, für
foigende Personen (betroffene Personen):

1.1. Personen, die engen Kontakt zu einer mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Person
(Queiifail) nach den jeweiis geltenden Kriterien des Robert Koch-Instituts hatten, geiten
ais enge Kontaktpersonen. Dazu gehören Personen, die mit der positivgetesteten Person
in einem Hausstand zusammenieben (Hausstandsangehörige) und vergieichbare enge
Kontaktpersonen.

1.2. Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten (COVID-
19-typische Symptome), und für die entweder das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-
CoV-2 angeordnet hat oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen).

1.3. Personen, die sich seihst mitteis Antigenschneütest positiv getestet haben (sog. Seibst-
test), der ohne fachkundige Aufsicht durchgeführt wurde, geiten bis zum Voriiegen des
Ergebnisses des PCR-Tests (moiekuiarbioiogische Untersuchung auf das Vorhandensein
von Coronavirus SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4. Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten dieser Allgemein
verfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test oder Antigenschneütest (Antigentest für
den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht
seihst durchgeführter Antigenschneütest oder PCR-Testein positives Ergebnis aufweist sind
positiv getestete Personen. Das gilt auch dann, wenn sie bisher enge Kontaktpersonen
nach Nr. 1.1 oder Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 oder Nr. 14.3 dieser Aiigemeinverfügung
waren.

1.5. Einem PCR-Test (moiekuiarbioiogische Untersuchung auf das Vorhandensein des Corona
virus SARS-CoV-2) ist die Diagnostik mit weiteren Methoden des Nukieinsäurenachweises,
wie zum Beispiei PoC-NAT-Tests, gleichgesteiit.



1.6. Die Regelungen dieser Aligemeinverfügung gelten zudem für betroffene Personen, die nicht
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Meißen haben oder zuletzt hatten, wenn der
Aniass für die Amtshandlung im Landkreis Meißen hervortritt. In diesen Fällen wird das
örtlich zuständige Gesundheitsamt unverzüglich unterrichtet. Die Regelungen dieser
Aiigemeinverfügung gelten so lange fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt etwas
Anderes entscheidet.

2. Absonderung und weitere Schutzmaßnahmen

2.1 Enoen Kontaktpersonen wird dringlich empfohlen, insbesondere Kontakte zu vuinerabien
Personen zu reduzieren, auf eigene Symptome zu achten und sich mitteis Antigen-
schneiitest auf das Vorliegen einer Infektion mit SARS-Cov-2 zu testen oder testen zu
lassen. Die Testung soll am 3. oder 4. Tag nach dem Kontakt zu der positiv getesteten
Person stattfinden. Entwickein diese COVID-19-typische Symptome, müssen sie sich selbst
in Absonderung begeben und eine zeitnahe Testung veranlassen.

2.2 Verdachtsoersonen müssen sich unverzüglich nach Vornahme der Testung absondern.
Verdachtspersonen, die sich selbst mitteis eines Seibsttests positiv getestet haben, müssen
unverzüglich einen PCR-Test durchführen lassen. Bis zum Vorliegen des Testergebnisses
müssen sich die Personen in jedem Fall absondern. Im Fall eines positiven PCR-
Testergebnisses gilt die Person als positiv getestete Person. Verdachtspersonen sind
verpflichtet, ihre Hausstandsangehörigen über den Verdacht auf eine Infektion zu
informieren und auf das Gebot zur Kontaktreduzierung hinzuweisen.

2.3 Positiv Getestete Personen sind verpflichtet,
• sich unverzüglich nach Kenntniserlangung des positiven Testergebnisses abzusondern.

Hierzu bedarf es keiner gesonderten Anordnung oder Mitteilung durch das Gesund
heitsamt. Die Isolation gilt auf Grund dieser Aiigemeinverfügung als angeordnet.

• im Falle der Testung mit einem Antigenschnelitest, einen PCR-Test durchführen zu
lassen.

• ihren Hausstandsangehörigen und ggf. vergleichbaren Kontaktpersonen ihr positives
Testergebnis mitzuteilen und sie darüber zu informieren, dass sie ihre Kontakte zu
vuinerabien Gruppen reduzieren, auf Symptome achten und sich am 3. oder 4. Tag
nach dem Kontakt testen sollen.

Personen, weiche die Corona-Warn-App heruntergeladen haben, wird dringend empfohlen,
das positive Testergebnis zu teilen.

Der Nachweis des positiven PCR-Testergebnisses ist aufzubewahren, um bei Bedarf ein
Genesenenzertifikat erstellen zu lassen bzw. diesen für etwaige Anträge auf
Entschädigungen für Verdienstausfäiie einzureichen. Der PCR-Testnachweis dient als
Nachweis der Absonderung gegenüber Dritten.

2.4 DieAbsonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig räumlich abgrenzbaren Teil
eines Gebäudes (Absonderungsort) zu erfolgen.

2.5 Verdachtspersonen und positiv getestete Personen dürfen während der Zeit der
Absonderung den Absonderungsort ausschließlich nur für die Durchführung der Testung,
die Inanspruchnahme medizinischer Behandlungen oder zur Sterbebegleitung unter
strenger Beachtung der Hygieneregein (FFP2-Maske, Abstandsregein) verlassen.

2.6 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche oder zeitliche Trennung
des/der Betroffenen von anderen Hausstandsangehörigen sichergestellt sein. Eine
„zeitliche Trennung'' kann z. B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam,
sondern nacheinander eingenommen werden. Eine „räumliche Trennung" kann z. B.
dadurch erfolgen, dass sich die betroffene Person in einem anderen Raum als die anderen
Hausstandsangehörigen aufhält.
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2.7 Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen Besuch durch Personen, die
nicht zum selben Hausstand gehören, empfangen. Das Gesundheitsamt kann im
begründeten Einzelfali eine andere Entscheidung treffen.

3. Pflichten der testenden Stelle

3.1 Die testende Steiie informiert die Verdachtsperson und die getestete Person schriftlich oder
elektronisch über die in 2.1.2 und 2.1.3 genannten Pflichten. Die Meidepflichten gemäß
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon unberührt. Positive
Testergebnisse, die im Rahmen von „Freitestungen'' erbracht wurden, soiien nicht an das
Gesundheitsamt übermitteit werden. Hierzu ist es notwendig, dass die testende Steile den
PCR-Testnachweis, auf den die Absonderung begründet ist, einsieht.

3.2 Die testende Steile übermittelt die Mobiitelefonnummer und die E-Maii-Adresse der
getesteten Person an das Labor der PCR-Diagnostik, wenn sie diese Daten von der
getesteten Person erhalten hat. Bei direkter Übermittiung des Testergebnisses an das
Gesundheitsamt übermitteit die testende Stelle die Mobilteiefonnummer und die E-Maii-
Adresse an das Gesundheitsamt.

4. Maßnahmen während der Absonderung

4.1 Die Verdachtspersonen und die positiv getesteten Personen haben die erforderiichen
Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere zur Verhinderung einer weiteren
Verbreitung der Infektionen, zu beachten und einzuhaiten.

4.2 Positiv getestete Personen haben ggf. Untersuchungen (z. B. ärztiiche Konsultationen und
Diagnostik) und die Entnahme von Untersuchungsmateriai durch Beauftragte des
Gesundheitsamtes an sich vornehmen zu iassen.

5. Weitergehende Regelungen und Tätigkeit während der Absonderung bzw. zur
Wiederaufnahme der Tätigkeit

5.1 Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische Behandlung oder ein
Rettungstransport erforderiich werden, muss die betroffene Person vorab teiefonisch die
versorgende Einrichtung oder den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung
informieren.

5.2 Ist die betroffene Person mindenahrig oder ist eine Betreuerin oder ein Betreuer
angeordnet, sind die Personensorgeberechtigten der betroffenen Person für die Einhaitung
der Absonderung verantwortiich.

5.3 Ist die Arbeitsfähigkeit in der Pflege, der medizinischen Versorgung oder der
Eingliederungshilfe trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Mögiichkeiten gefährdet,
können asymptomatische positiv getestete Personen die berufliche Tätigkeit unter
Beachtung von Auflagen zur Einhaitung der Infektionshygiene ausüben („Arbeits
quarantäne"). Dies ist nur zur Versorgung von an COVID-19 erkrankten Personen unter
Tragen einer FFP2-Maske und der Einhaitung der Hygienemaßnahmen gestattet. Die
Unterbrechung der Absonderung gilt ausschließlich für die Ausübung der Tätigkeit. Das
zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer der abgesonderten Person
unverzügiich zu informieren.














